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ONLINESCHUTZ 
INFORMATIONSBLATT ZU VERSICHERUNGSPRODUKTEN

Unternehmen: 
BGV-Versicherung AG
Deutschland

Produkt:  
AVB ONLINESCHUTZ 01/17 

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren 
Vertragsunterlagen (Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?

Es handelt sich um eine Onlineschutz-Versicherung. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit dem täglichen Gebrauch des Internets stehen. 

F1
9 

 0
2.

18
  P

ro
du

kt
in

fo
rm

at
io

ns
bl

at
t O

nl
in

es
ch

ut
z 

 

 Was ist versichert?

 Es besteht Versicherungsschutz, wenn

✓ Sie als Käufer die über das Internet gekaufte Ware (Wert 
zwischen 50-3.000 Euro brutto) nicht erhalten oder diese 
beschädigt bei Ihnen ankommt und Sie nachweislich die 
Ihnen gesetzlich und vertraglich zustehenden Rechte 
(Widerruf und Gewährleistungsrechte) in Anspruch 
genommen haben und dieser Anspruch ohne Ergebnis 
(z.B. Wareneintausch, Erwirkung einer neuen Lieferung, 
Nachbesserung oder Nachlieferung) blieb.

✓ Sie als Verkäufer über die Identität eines Dritten 
getäuscht werden oder Sie den erhaltenen Kaufpreis 
erstatten müssen, ohne dass Sie die Ware zurück 
erhalten. Voraussetzung ist, dass Sie nachweislich die 
Ihnen gesetzlich und vertraglich zustehenden Rechte 
in Anspruch genommen haben, um die gelieferte Ware 
vom vermeintlichen Käufer zurückzubekommen und 
der vermeintliche Käufer dieser Aufforderung nicht 
nachgekommen ist.

✓ unerwünschte Darstellungen zu Ihnen als Privatperson im 
Internet veröffentlicht werden.

✓ Ihre Kredit-, Bank- oder sonstige Debitkarten (z.B. EC-
Karten) missbraucht werden, insbesondere durch Phishing.

✓ Ihre persönlichen Daten oder Dateien durch eine Online-
Attacke oder einen Virenbefall verloren gehen oder 
beschädigt werden.

Versicherte Kosten

✓ Versichert sind die Wiederbeschaffungskosten von 
persönlichen und privaten Zahlungskarten (z. B. EC-Karte, 
Kreditkarte, Debitkarte) und Identitätsdokumenten (z. B. 
Personalausweis, Reisepass oder Führerschein).

✓ Wurden Sie Opfer von Cyber-Mobbing, vermitteln wir Sie an 
einen Psychologen und übernehmen die Kosten der ersten 
telefonischen Beratungsstunde.

✓ Sind Ihre Daten und/oder Dateien durch eine Online-
Attacke oder einen Virenbefall verlorengegangen oder 
beschädigt worden, erhalten Sie eine entsprechende Lizenz 
zur Datenrettung. Können die Daten dadurch nicht wieder 
hergestellt werden, wird das Gerät, der Datenträger oder 
die Festplatte, auf der sich die zu rettenden Daten befinden, 
bei Ihnen abgeholt und zu unserem Experten gebracht.

 Was ist nicht versichert?

✗ Datenrettung aufgrund von Anwenderfehlern.

✗ Versicherungsfälle durch die missbräuchliche Verwendung 
von Debit-, Kredit- oder Kundenkarten, digitale Signatur, 
PIN oder TAN oder sonstigen Identifikations- und 
Legitimationsdaten, die bereits vor Antragstellung im Besitz 
Dritter sind oder die Ihnen oder einer mitversicherten 
Person bereits vor Antragsstellung abhanden gekommen 
sind.

✗ Versicherungsfälle durch den Verlust von Bargeld oder 
elektronisch gespeichertem Geld aus Ihrem Besitz oder 
dem Besitz einer mitversicherten Person sowie der Verlust 
virtueller Zahlungsmittel (z.B. Bitcoins).

 Gibt es Deckungsbeschränkungen?

! Der Kauf bzw. Verkauf von u.a. Bargeld (auch Gold- und 
Silbermünzen), Schecks, Reiseschecks, alle sonstigen 
Wertpapiere, Strom, Gas, Pflanzen und Tiere.

! Onlinekäufe und Onlineverkäufe bei denen der Verkäufer 
bzw. Käufer seinen Firmen- oder Wohnsitz außerhalb der 
Europäischen Union hat.

! Versicherungsfälle, die Sie oder eine mitversicherte Person 
vorsätzlich herbeigeführt haben (z.B. durch vorsätzliche 
Bekanntgabe der personalisierten Sicherheitsmerkmale wie 
PIN, TAN, digitale Signatur etc.).

Versicherungssumme

✓ Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen können 
Sie den Versicherungsbedingungen entnehmen. 
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 Wo bin ich versichert?

✓ Versicherungsschutz besteht für den im Versicherungsschein genannten Versicherungsnehmer sowie den bedingungsgemäß mitversicherten Personen mit 
Hauptwohnsitz in Deutschland. Für Leistungen im Rahmen des Verkäufer- und Käuferschutzes gelten die Grenzen der Europäischen Union.  

 Welche Verpflichtungen habe ich?

 Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:

– Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.

– Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben.

– Teilen Sie uns Änderungen der im Versicherungsantrag oder später zum Vertrag gemachten Angaben wie z.B. des Namens, der Adresse oder der 
Bankverbindung unverzüglich mit.

– Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen.

–  Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei der 
Schadenermittlung und –regulierung zu unterstützen.

–  Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an.

 Wann und wie zahle ich?

Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im 
Versicherungsschein genannt. Diesen Versicherungsschutz bieten wir nur in Verbindung mit einem SEPA-Lastschriftmandat an.

 Wann beginnt und wann endet die Deckung?

Der Versicherungsvertrag hat eine Laufzeit von einem Jahr und beginnt an dem im Versicherungsschein genannten Versicherungsdatum sofern die Zahlung des 
Erstbeitrags erfolgt. Für die Vertragslaufzeit gilt: Ihr Vertrag verlängert sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie den Vertrag nicht spätestens drei 
Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kündigen.

 Wie kann ich den Vertrag kündigen?

Sie oder wir können den Vertrag nach einem Schadenfall oder zum Ende der vereinbarten Vertragsdauer kündigen. Eine Kündigung zum Ablauf muss uns spätestens 3 
Monate vorher zugegangen sein.
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
wenn der Versicherungsfall eingetreten ist, brauchen wir Ihre Mithilfe.

AUSKUNFTS- UND AUFKLÄRUNGSOBLIEGENHEITEN, VORLAGE 
VON BELEGEN
Aufgrund der mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen können wir von 
Ihnen nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns wahrheitsgemäß 
und fristgerecht jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls 
oder des Umfangs unserer Leistungspflicht erforderlich ist, und uns die sachgerechte 
Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie alles Ihnen zur Sach-
verhaltsaufklärung Zumutbare unternehmen. Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie 
uns fristgerecht Belege vorlegen, soweit es Ihnen zugemutet werden kann.

MITTEILUNG NACH § 28 ABS. 4 VVG ÜBER  
DIE FOLGEN BEI VERLETZUNGEN VON 
OBLIEGENHEITEN NACH DEM  
VERSICHERUNGSFALL

LEISTUNGSFREIHEIT

Verstoßen Sie vorsätzlich gegen Ihre Obliegenheiten zur Auskunft, Aufklärung oder 
Vorlage von Belegen, verlieren Sie Ihren Anspruch auf die Versicherungsleistung. 
Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen eine dieser Obliegenheiten, können wir unsere 
Leistung im Verhältnis zur Schwere Ihres Verschuldens – ggf. bis zum vollständigen 
Anspruchsverlust – kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie 
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben.

Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, Aufklärung oder Vorlage von 
Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie nachweisen, 
dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung weder für die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 
Leistungspflicht ursächlich war.

Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, Aufklärung oder Vorlage von Belegen 
arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Leistung frei.

HINWEIS:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten 
zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, Aufklärung und Vorlage von Belegen verpflichtet.

Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller,

damit wir Ihren Versicherungsvertrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, 
dass Sie die Ihnen gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es 
sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, 
sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der BGV-Versicherung AG schriftlich 
nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrich-
tige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

WELCHE VORVERTRAGLICHEN ANZEIGEPFLICHTEN BESTEHEN?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten 
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits-
gemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

WELCHE FOLGEN KÖNNEN EINTRETEN, WENN EINE  
VORVERTRAGLICHE ANZEIGEPFLICHT VERLETZT WIRD?

1.  RÜCKTRITT UND WEGFALL DES VERSICHERUNGSSCHUTZES

 Verletzten Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag 
zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

 Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rück-
trittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen hätten.

 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den 
Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur 
Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig 
angegebene Umstand

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

 ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzei-
gepflicht arglistig verletzt haben.

WICHTIGE ANZEIGEPFLICHTEN:

BELEHRUNG ÜBER DIE RECHTSFOLGEN  
BEI VERLETZUNG DER VORVERTRAGLICHEN  
ANZEIGEPFLICHT  
(MITTEILUNG NACH § 19 ABSATZ 5 VVG)

 Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. KÜNDIGUNG

 Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche An-
zeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können 
wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

 Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätten.

3.  VERTRAGSÄNDERUNG

 Können wir nicht zurücktreten, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden 
die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil.

 Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mittei-
lung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden 
wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. AUSÜBUNG UNSERER RECHTE

 Wir können unsere Rechte zum Rücktritt zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, 
die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei 
der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir 
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

 Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

 Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung er-
löschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt 
haben.

5. STELLVERTRETUNG DURCH EINE ANDERE PERSON

 Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person ver-
treten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts der Kündigung, der 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis 
und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt.
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INFORMATIONEN ZU IHRER ONLINESCHUTZ-
VERSICHERUNG GEMÄß § 1 VVG- 
INFORMATIONSPFLICHTENVERORDNUNG

1.   BGV-Versicherung AG, 
  Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe, Postanschrift: 76116 Karlsruhe,  

Sitz: Karlsruhe, 
  Amtsgericht Mannheim, HRB 707212, 
  Aufsichtsratsvorsitzender: Jürgen Bäuerle, 
  Vorstand: Heinz Ohnmacht (Vors.), Prof. Edgar Bohn (stellv. Vors.), Raimund 

Herrmann

2.  BGV-Versicherung AG: 
  Die BGV-Versicherung AG betreibt die Sparten Schaden- und Unfallversicherung.

  Aufsichtsbehörde für die oben genannte Gesellschaft: 
  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
 Graurheindorferstr. 108, 53117 Bonn.

3.  a)  Für die ONLINESCHUTZ-Versicherung gelten die Allgemeinen ONLINESCHUTZ-
Bedingungen (AVB ONLINESCHUTZ 01/17). Diese Informationen finden Sie ab der 
Seite 7. 

 b)  Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers 
entnehmen Sie bitte den Allgemeinen ONLINESCHUTZ-Bedingungen (AVB ON-
LINESCHUTZ 01/17). 

3.  Der Mindestbeitrag in der ONLINESCHUTZ-Versicherung beläuft sich auf 25 Euro 
zzgl. der gesetzlichen Versicherungsteuer. 

4.  Zusätzliche Kosten, Abgaben und Gebühren werden nicht erhoben. Anrufe können 
jedoch im Einzelfall kostenpflichtig sein. Die Höhe der Gebühren richtet sich nach 
dem Vertrag mit Ihrem Telekommunikationsanbieter. 

5.  Die Regelungen zur Zahlung des Beitrags entnehmen Sie bitte den Allgemeinen 
ONLINESCHUTZ-Bedingungen (AVB ONLINESCHUTZ 01/17). 

6.  Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungsscheins zustande. 
Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes ergeben sich aus dem 
Versicherungsschein. 

7.  WIDERRUFSRECHT

 Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nach-
dem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach 
§ 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 
1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils 
in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß 
§ 312i Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 
246c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

 Der Widerruf ist zu richten an BGV-Versicherung AG Durlacher Allee 56 76131 
Karlsruhe Postanschrift: 76116 Karlsruhe. Bei einem Widerruf per Telefax ist 
der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 0721 / 660 1688. Bei einem 
Widerruf per E-Mail ist der Widerruf an folgende E-Mail-Adresse zu richten:  
service@bgv.de.

  WIDERRUFSFOLGEN

  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir 
erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem 

Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum 
Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt 
es sich um einen Betrag in Höhe des 360. Teils des vereinbarten Jahresbeitrages 
(dies entspricht Gesamtzahlbeitrag / 360 Euro) je Tag, an dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz 
nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) 
herauszugeben sind.

  BESONDERE HINWEISE

  Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch 
sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufs-
recht ausgeübt haben. Ende der Widerrufsbelehrung.

8.  Die Laufzeit des Vertrages entnehmen Sie bitte dem Antrag sowie dem Versiche-
rungsschein.

9.  Eine Kündigung/Aufhebung des Vertrages kann z. B. erfolgen durch:

 -  Ordentliche Vertragskündigung zum Ablauf,

 -  Kündigung im Schadenfall,

 -  Kündigung bei Beitragssatzanpassung,

 -  Kündigung bei Gefahrerhöhung,

 Die Kündigungsbedingungen, einschließlich evtl. Vertragsstrafen entnehmen Sie 
bitte den Allgemeinen ONLINESCHUTZ-Bedingungen (AVB ONLINESCHUTZ 01/17).

10.  Auf diesen Vertrag ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland anwendbar.

11.  Regelungen zum Gerichtsstand und zum anwendbaren Recht entnehmen Sie 
bitte aus den §§ 20 und 21 im Abschnitt B der Allgemeinen ONLINESCHUTZ-
Bedingungen (AVB ONLINESCHUTZ 01/17).

12.  Die Vertragsabwicklung erfolgt in deutscher Sprache. 

13.  Die BGV-Versicherung AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann 
e.V.. Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den 
unabhängigen und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie 
mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollten.  
Das Verfahren ist für Sie kostenfrei. Versicherungsombudsmann e. V.,  
Postfach 080632, 10006 Berlin – Tel.: 0800 3696000 – Fax 0800 3699000 –  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

14.  Sie haben ebenfalls die Möglichkeit, sich bei der unter Nummer 2 genannten 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu beschweren.

15.  Sonderfälle der Versicherbarkeit bei der BGV-Versicherung AG

 Bei folgenden Sonderfällen hat der Antragsteller auf dem Antrag bei den Daten 
zum Antragsteller unter der Rubrik „Dienststelle/Arbeitgeber“ entsprechende 
Angaben zu machen: 

 1.  Erhält der Antragsteller als ehemaliger Beschäftigter im öffentlichen Dienst 
eine Pension, Rentenbezüge oder Ruhegehalt, so hat er diesen Umstand sowie 
seine ehemalige Dienststelle/Arbeitgeber einzutragen.

 2.  Ist der Antragsteller versorgungsberechtigter Hinterbliebener eines ehema-
ligen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, so hat er diesen Umstand sowie 
die ehemalige Dienststelle/Arbeitgeber des Verstorbenen einzutragen. 

 3.  Für den Fall, dass der Antragsteller mit einem Familienangehörigen, der im 
öffentlichen Dienst beschäftigt ist, in häuslicher Gemeinschaft lebt und von 
diesem unterhalten wird, da er selbst nicht erwerbsfähig ist, hat er diesen 
Umstand sowie die Dienststelle/Arbeitgeber des im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten einzutragen. 

 4.  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer von seinem Aus-
scheiden aus dem öffentlichen Dienst sowie von der Verlegung seines Dienst 
und Wohnsitzes nach außerhalb des Geschäftsgebietes zu unterrichten.
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ALLGEMEINE ONLINESCHUTZ-BEDINGUNGEN 
(AVB ONLINESCHUTZ 01/17)

ABSCHNITT A

§ 1  VERSICHERTE PERSONEN/VERSICHERUNGSNEHMER

1.  Der Versicherungsschutz besteht für den im Versicherungsschein genann-
ten Versicherungsnehmer, mit Hauptwohnsitz in Deutschland. Sofern im 
Versicherungsschein vereinbart, sind auch die in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Personen (Versicherte Personen) mitversichert, soweit diese unter 
der Anschrift des Versicherungsnehmers amtlich gemeldet sind.

2.   Der Ehegatte und die Kinder des Versicherungsnehmers bzw. der Lebensge-
fährte und dessen Kinder sind versichert. Bei volljährigen Kindern gilt dies 
solange sie sich noch in einer Schul- oder sich in einer innerhalb 12 Monaten 
anschließenden Berufsausbildung befinden (berufliche Erstausbildung – Lehre 
und/oder Studium-, auch Bachelor und innerhalb von 12 Monaten ange-
schlossener Master, nicht Fortbildungsmaßnahmen und dgl.). Eine innerhalb 
von 12 Monaten anschließende zweite Ausbildung (Lehre oder Studium) ist 
ebenfalls mitversichert. Bei Ableistungen des Grundwehr- oder Zivildienstes 
einschließlich des freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes oder des freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahres vor, während oder im Anschluss an die 
Berufsausbildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen; oder solange ein 
Vormundschaftsgericht auf Grund einer Behinderung die Betreuung ange-
ordnet hat und sie im gemeinsamen Haushalt mit dem Versicherungsnehmer 
leben.

§ 2  ERSATZ FÜR VERLUSTE BEI INTERNETEINKÄUFEN

a)  Versichert sind von Ihnen über das Internet gekaufte Waren. Versicherungs-
schutz besteht für die Nicht- oder Falschlieferung der versicherten Ware sowie 
für den Fall, dass die Ware beschädigt oder zerstört bei Ihnen ankommt. Versi-
chert sind nur Waren mit einem Kaufpreis zwischen 50 und 3.000 Euro brutto, 
die dem persönlichen Gebrauch dienen und die in einem Zahlungsvorgang 
vollständig bezahlt wurden (kein Ratenkauf).

 Eine Nichtlieferung liegt vor, wenn Sie die Ware nicht innerhalb eines Monats 
ab Rechnungsdatum nach vollständiger Bezahlung des Kaufpreises erhalten 
haben.

 Eine Falschlieferung liegt vor, wenn eine andere, als die im Kaufvertrag ver-
einbarte Ware geliefert wurde.

 Die Höchstentschädigung innerhalb eines Versicherungsjahres beträgt 3.000 
Euro brutto. Pro Versicherungsjahr kann ein Versicherungsfall nach dieser 
Bestimmung geltend gemacht werden.

a) Voraussetzung für die Leistung ist, dass Sie nachweislich die Rechte, die 
Ihnen gesetzlich oder vertraglich zustehen (insbesondere Widerruf und 
Gewährleistungsrechte), in Anspruch genommen haben, um

-  bei Beschädigung die Ware durch Nachbesserung oder Nachliefe-
rung des Verkäufers gegen eine einwandfreie Ware einzutauschen

-  bei Nicht- oder Falschlieferung eine neue Lieferung des Gegenstands  
durch den Verkäufer zu erwirken;

- bei Unterbleiben oder Fehlschlagen einer Nachbesserung oder Nach-
lieferung den  Kaufpreis nach Rücktritt vom Vertrag vom Verkäufer 
erstattet zu bekommen.

b) Wird der Kaufvertrag doch noch ordnungsgemäß erfüllt, so haben Sie den 
von uns bezahlten Entschädigungsbetrag unverzüglich ohne Aufforderung 
an uns zurückzuerstatten.

c) Kein Versicherungsschutz besteht für Online-Kaufverträge über nachfol-
gende Waren:

- Bargeld (auch Gold- und Silbermünzen), Schecks, Reiseschecks, alle 
sonstigen Wertpapiere

- Waren im Zusammenhang mit Abrechnungen von Telefon- oder 
Internetprovidern

-  Strom, Gas, Pflanzen und Tiere

-  Waffen und illegal erworbene oder verbotene Waren

Ferner besteht kein Versicherungsschutz

- bei Schäden im Zusammenhang mit Online-Verträgen über Dienst-
leistungen, Downloads, (Software-) Lizenzen oder Urheberrechten;

- für entgangenen Gewinn oder Zinsverluste oder Kosten der Rechts-
verfolgung;

- wenn der Verkäufer seinen Firmen- oder Wohnsitz außerhalb der 
Europäischen Union hat.

§ 3  ERSATZ FÜR VERLUSTE BEI INTERNETVERKÄUFEN

a)  Versicherungsschutz besteht, wenn

-  Sie als Verkäufer beim Onlineverkauf von einem Dritten über seine Identität 
getäuscht  wurden, indem dieser die Zugangsdaten zu einem Online-Portal 
einer anderen Person  (vermeintlicher Käufer) rechtswidrig genutzt hat und

- Sie aufgrund rechtlicher Verpflichtungen dem vermeintlichen Käufer man-
gels (dessen) Verschulden einen bereits von diesem erhaltenen Kaufpreis 
erstatten müssen, ohne dass Sie die Sache zurückerhalten.

b)  Die Höchstentschädigung beträgt 3.000 Euro brutto für alle Versicherungsfälle 
innerhalb eines Versicherungsjahres.

a) Voraussetzung für die Leistung ist, dass Sie nachweislich Ihre gesetzlich 
zustehenden Rechte in Anspruch genommen haben, um die gelieferte Ware 
vom vermeintlichen Käufer zurückzubekommen und der vermeintliche 
Käufer dieser Aufforderung nicht nachgekommen ist. Sie haben uns die 
Kontaktdaten sowohl des vermeintlichen Käufers, als auch des Dritten 
mitzuteilen, soweit diese Ihnen bekannt sind und uns sämtlichen Schrift-
verkehr mit dem vermeintlichen Käufer und/oder dem Dritten zu überlassen.

b) Erhalten Sie oder eine mitversicherte Person nachträglich eine Zahlung 
oder Rückgabe der Sache durch den Dritten, haben Sie insoweit den von 
uns bezahlten Entschädigungsbetrag unverzüglich ohne Aufforderung an 
uns zurückzuerstatten.

c) Kein Versicherungsschutz besteht,

- wenn die Versendung der Ware bereits vor dem Erhalt der Gegen-
leistung (z. B. Gutschrift des Kaufpreises auf Ihrem Konto) erfolgte;

- für Waren nach Ziff. 1d);

-  wenn der Käufer seinen Wohnsitz oder Firmensitz außerhalb der 
Europäischen Union hat.

§ 4  IDENTITÄTSMISSBRAUCH

a) Versichert ist der Missbrauch

- von Kredit-, Bank- oder sonstigen Debitkarten (zum Beispiel EC-Karten) 
sowie von Kundenkarten mit Zahlfunktion bei Abhebungen an Geldausga-
beautomaten oder beim bargeldlosen Bezahlen von Waren und Dienstleis-
tungen; 

- von Kartennummern bei Bezahlvorgängen (auch im Internet); 

- beim Online-Banking oder bei der Nutzung sonstiger Online-Bezahlsysteme 
(E-Payment) mit Bank-Funktion. 

- Versichert sind hierbei insbesondere Schäden durch Phishing. Als Phishing 
gilt ein Verfahren, bei dem Täter sich mit Hilfe gefälschter E-Mails vertrau-
liche Zugangs- und Identifikationsdaten von arglosen Dritten verschaffen. 
Dabei nutzen die Täter typischerweise ein durch die Täuschung über 
die tatsächliche Identität erlangtes Vertrauensverhältnis aus. Mit den 
gewonnenen Daten nehmen die Täter unter der Identität des Inhabers im 
Online-Zahlungsverkehr unerlaubte Handlungen vor.

- Versicherungsschutz besteht, wenn der Schaden bei privaten Online- 
Banking-Aktionen bzw. Online-Bezahlvorgängen entstanden ist, die Sie 
oder eine mitversicherte Person am eigenen Laptop/PC oder sonstigen 
eigenen mobilen Endgeräten (z.B. Tablet oder Smartphone) durchgeführt 
haben. 

- Mehrere Schäden stellen einen Versicherungsfall dar, wenn sie auf eine 
gemeinsame schadenursächliche Handlung (= Phishing-Angriff) zurückzu-
führen sind, bei der die Täter mehrere Zugangs- und Identifikationsdaten 
von Ihnen oder einer mitversicherten Person erlangt haben. 

- beim Telefon-, Telefax- und E-Mail-Banking.

- beim Lastschriftverfahren, bei Überweisungsaufträgen und bei der Einlö-
sung von Schecks.

- bei Barabhebungen.

 Kein Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle,

aa)  die durch missbräuchliche Verwendung von 

- Debit-, Kredit- oder Kundenkarten;

- PIN oder TAN;

- echten Inhaber- oder Legitimationspapieren;

- einer digitalen Signatur;

- sonstigen Identifikations- oder Legitimationsdaten

 verursacht werden, die bereits vor Antragstellung in den Besitz bzw. die 
Kenntnis eines Dritten gelangt sind oder Ihnen bzw. einer mitversicherten 
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Person (auch bei unbekanntem Verbleib) bereits vor Antragstellung ab-
handen gekommen sind (keine Rückwärtsdeckung);

bb)  die Sie oder eine mitversicherte Person in betrügerischer Absicht ermög-
licht haben;

cc)  die Sie oder eine mitversicherte Person vorsätzlich herbeigeführt haben  
(z. B. durch vorsätzliche Bekanntgabe der personalisierten Sicherheits-
merkmale wie PIN, TAN, digitale Signatur etc.); 

dd)  die sich nur deshalb vollenden, weil Sie oder eine mitversicherte Person 
den Zeitraum zur Prüfung und Feststellung einer nicht autorisierten Zahlung 
(gesetzliche Ausschlussfrist von derzeit 13 Monaten, § 676b Abs. 2 BGB) 
vorsätzlich ungenutzt verstreichen lassen;

ee)  durch den Verlust von Bargeld oder elektronisch gespeichertem Geld aus 
Ihrem Besitz bzw. dem Besitz einer mitversicherten Person; Gleiches gilt 
für den Verlust virtueller Zahlungsmittel (z. B. Bitcoins);

ff)  im Zusammenhang mit Abrechnungen von Telefon- oder Internetprovidern; 

gg)  die als mittelbare Folge einer missbräuchlichen Verfügung entstanden 
sind, wie z. B. entgangener Gewinn oder Zinsverluste oder Kosten der 
Rechtsverfolgung; 

hh)  die Ihnen dadurch entstehen, weil die missbräuchliche Verfügung durch 
eine mitversicherte Person erfolgt ist; 

ii)  die einer mitversicherten Person entstehen, weil die missbräuchliche Verfü-
gung durch Sie oder durch eine andere mitversicherte Person erfolgt ist;

b) Voraussetzung für die Leistung ist, dass Sie die vereinbarten Pflichten als Kunde 
gegenüber dem Kreditkarten-, Zahlungs- oder E-Geld-Institut verletzt haben 
und deshalb die Erstattung des Schadens durch die Bank zu Recht vollständig 
oder teilweise schriftlich abgelehnt wurde.

c) Pro Versicherungsjahr können bis zu drei Versicherungsfälle nach dieser 
Bestimmung geltend gemacht werden. Die Höchstentschädigung für alle 
Versicherungsfälle innerhalb eines Versicherungsjahres beträgt 10.000 Euro 
brutto.

§ 5  WIEDERBESCHAFFUNGSKOSTEN VON ZAHLUNGSKARTEN 
UND IDENTITÄTSDOKUMENTEN

a) Versichert sind die Wiederbeschaffungskosten von persönlichen und privaten 
Zahlungskarten (z. B. EC-Karte, Kreditkarte, Debitkarte) und Identitätsdokumen-
ten (z. B. Personalausweis, Reisepass oder Führerschein).

b) Die Höchstentschädigung innerhalb eines Versicherungsjahres beträgt 250 
Euro brutto.

c) Voraussetzung für die Leistung ist, dass Sie Opfer eines Identitätsmissbrauchs 
im Sinne von Ziffer 3 geworden sind und Ihre Zahlungskarte aus diesem Grunde 
gesperrt wurde. Wir übernehmen die notwendigen Gebühren für das Ausstellen 
einer neuen Karte, wenn die Bank diese von Ihnen verlangt. Dasselbe gilt, wenn 
ein Identitätsdokument missbräuchlich eingesetzt wurde.

d) Versicherungsschutz besteht auch nach Diebstahl der Zahlungskarte oder des 
Identitätsdokuments, ohne dass bereits ein Identitätsmissbrauch vorliegt.

§ 6  SPERRUNG VON KONTEN UND KARTEN

a) Versichert sind Serviceleistungen (Beratung und Unterstützung), die im Rahmen 
der Sperrung von Konten, Karten und Zahlungsmitteln erbracht werden.

b) Voraussetzung für die Leistung ist, dass Sie Opfer eines Identitätsmissbrauchs 
im Sinne von Ziffer 3 geworden sind. Die Leistung wird auch erbracht, wenn 
noch kein Vermögensschaden entstanden ist, jedoch infolge einer Handlung 
eines Dritten unmittelbar droht.

c) Versicherungsschutz besteht auch nach Verlust und Diebstahl der Zahlungs-
karte, ohne dass ein Identitätsmissbrauch vorliegt.

§ 7  DATENRETTUNG

a) Sind Ihre Daten und/oder Dateien durch eine Online-Attacke/einen Virenbefall 
verlorengegangen oder beschädigt worden, setzen Sie sich bitte mit uns in 
Verbindung, um den Link, die Gebrauchsanweisung zur Installation und die 
entsprechende Lizenz zur Datenrettungssoftware zu erhalten. 

b) Können die Daten dadurch nicht wieder hergestellt werden, verbinden wir Sie 
mit unserem Experten für die Datenrettung oder vereinbaren einen Rückruf. 

c) Kann Ihnen telefonisch nicht weitergeholfen werden, wird das Gerät/Datenträ-
ger/Festplatte, auf der sich die zu rettenden Daten befinden, bei Ihnen abgeholt 
und zu unserem Experten verbracht. Dieser erstellt eine Diagnose, nach der Sie 
entscheiden können, ob eine Datenrettung bzw. Wiederherstellung erfolgen 
kann und soll.

d) Für diese Leistung übernehmen wir insgesamt höchstens 1500 Euro brutto pro 
Versicherungsjahr.

e) Ein Anspruch eine erfolgreiche Wiederherstellung der Daten besteht nicht.

§ 8  PSYCHOLOGISCHE ERSTBERATUNG NACH CYBER-MOBBING

a) Werden Sie oder eine mitversicherte Person Opfer von Cyber- Mobbing, 
organisieren wir eine telefonische psychologische Erstberatung durch einen 

Psychologen und übernehmen die Kosten für die Erstberatung. Die telefonische 
Unterstützung umfasst Informationen zu Hilfsquellen und Benennung von wei-
teren Unterstützungsangeboten und Empfehlungen zur weiteren Behandlung.

b) Die telefonische Erstberatung kann einmal pro Versicherungsjahr in Anspruch 
genommen werden.  

c) Cyber-Mobbing ist die Diffamierung, Belästigung, Bedrängung oder Nötigung 
mit Hilfe elektronischer Kommunikationsmittel über das Internet. Hierzu gehört 
auch der Diebstahl Ihrer virtuellen Identität, um in Ihrem Namen Beleidigungen 
vorzunehmen.

§ 9  LÖSCHEN PERSÖNLICHER UND MISSBRÄUCHLICH  
VERWENDETER DATEN

a) Haben Sie den begründeten Verdacht oder erhalten Sie Kenntnis einer von 
Ihnen unerwünschten Darstellung eines Inhaltes zu Ihnen als Privatperson, 
übernehmen wir nachfolgende Organisations- und Dienstleistungen. Hierfür 
benötigen wir von Ihnen eine Meldung des Links der Internetseite als Nach-
weis. 

b) Auf Ihren Wunsch werden wir daraufhin 

- ein Online-Cleaning bei einem darauf spezialisierten Dienstleister einleiten.

- Kontakt mit Betreiber von Websites und Suchmaschinendienste aufneh-
men, sofern die Kontaktdaten ermittelbar sind.

- eine Löschung oder Sperrung der Daten beauftragen. Hierzu benötigen wir 
Ihre Beauftragung in Textform.

- einen Online-Antrag bei Google Inc. stellen, um die Daten entfernen zu 
lassen. Hierzu benötigen wir Ihre Beauftragung in Textform.

- nach vier bis acht Wochen überprüfen, ob alle Daten gelöscht wurden. 

- Sie per E-Mail über alle Tätigkeiten und ermittelten Daten inkl. Adressdaten 
informieren.

 Die Höchstentschädigung beträgt 1500 Euro brutto für alle Versicherungsfälle 
innerhalb eines Versicherungsjahres.

§ 10  RECHTSBERATUNG

 Wurden Ihre Daten missbraucht, Ihr Ruf geschädigt oder Sie sind Opfer von 
Cyber-Mobbing, helfen wir Ihnen mit telefonischer anwaltlicher Erstberatung 
weiter, sofern diese Ihre privaten Angelegenheiten betreffen. Dies gilt auch, 
wenn Sie im Internet aufgrund einer „Abofalle“ einen Vertrag abgeschlossen 
haben, Sie eine Abmahnung erhalten wegen eines angeblichen Urheberrechts-
verstoßes sowie bei Streitigkeiten aus Vertragsverhältnissen mit Providern 
über den Zugang zum Internet. Besteht weitergehender Bedarf, vermitteln wir 
Sie an einen Rechtsanwalt. 

 Wir übernehmen die Kosten für ein telefonisches juristisches Erstberatungs-
gespräch, sofern dieses von uns vermittelt wurde.

 Pro Versicherungsjahr sind bis zu drei Erstgespräche versichert.

§ 11  ERSTINFORMATION

 Zusammen mit Ihrer Police erhalten Sie eine von Experten erstellte Erstin-
formation „Sicher im Netz unterwegs“. Hier finden Sie Tipps, wie Sie einem 
Datenmissbrauch oder auch Cyber-Mobbing vorbeugen können.

ABSCHNITT B

B 1  ALLGEMEINE REGELUNGEN

§ 1  ANZEIGEPFLICHT DES VERSICHERUNGSNEHMERS ODER  
SEINES VERTRETERS 

1.  Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen 

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungs-
nehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. 

2.  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

a)  Vertragsänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt 
und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden 
die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschulde-
ten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich durch eine 
Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
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so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

b)  Rücktritt und Leistungsfreiheit 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsneh-
mer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht 
des Versicherers ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist 
er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand 
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

c)  Kündigung 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht 
fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer 
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umständen zu glei-
chen oder anderen Bedingungen abgeschlossen. 

d)  Ausschluss von Rechten des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) und 
zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige kannte. 

e)  Anfechtung

  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. 

3.  Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

 Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) oder zur 
Kündigung (Nr. 2 c) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines 
Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte 
Recht begründen. 

4.  Rechtsfolgenhinweis 

 Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur 
Kündigung (Nr. 2 c) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

5.  Vertreter des Versicherungsnehmers 

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, 
so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

6.  Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2a), zum Rücktritt 
(Nr. 2b) und zur Kündigung (Nr. 2c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt hat.

§ 2  BEGINN DES VERSICHERUNGSSCHUTZES, DAUER UND ENDE 
DES VERTRAGES 

1.  Beginn des Versicherungsschutzes 

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag rechtzeitig im Sinne von Abschnitt B, § 4 Nr. 1 AVB 01/17 zahlt. Der in 
Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versiche-
rungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

2.  Dauer 

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abge-
schlossen. 

3.  Stillschweigende Verlängerung 

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-
trag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündigung 
zugegangen ist. 

4.  Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. Die Kündigung 
muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen. 

5.  Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

6.  Wegfall des versicherten Interesses 

 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet 
der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos 
Kenntnis erlangt. Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die Aufnahme 
des Versicherungsnehmers in eine stationäre Pflegeeinrichtung. Das Versi-
cherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt 
der Kenntniserlangung des Versicherers, spätestens jedoch zwei Monate nach 
dem Tod des Versicherungsnehmers.

§ 3  BEITRAG, VERSICHERUNGSPERIODE

  Nach Vereinbarung werden die laufenden Zahlungen jährlich im Voraus ge-
zahlt. Entsprechend der Vereinbarung über laufende Zahlungen umfasst die 
Versicherungsperiode ein Jahr. 

§ 4  FÄLLIGKEIT DES ERSTBEITRAGS, FOLGEN VERSPÄTETER  
ZAHLUNG ODER NICHTZAHLUNG 

1.  Fälligkeit des Erstbeitrags 

 Der erste Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts – 
unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Ist die Zahlung des Jahresbei-
trags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten 
Jahresbeitrags. Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach 
Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. Weicht der Versicherungsschein 
vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des 
Versicherungsscheins zu zahlen. 

2.  Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

3.  Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
zu dem nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versi-
cherer für einen vor Zahlung des Beitrages eingetretenen Versicherungsfall 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages 
aufmerksam gemacht hat. Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

§ 5  FOLGEBEITRAG 

1.  Fälligkeit 

a)  Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode 
fällig. 

b)  Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 

2.  Schadenersatz bei Verzug 

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, 
ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 

3.  Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung 

a)  Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger 
Zahlung eines Folgebeitrags auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang 
der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur 
wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge des 
Beitrags, der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf 
die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der 
nicht fristgerechten Zahlung hinweist. 

b)  Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche-
rungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
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c)  Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestim-
mung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit 
der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

4.  Zahlung des Beitrags nach Kündigung 

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung 
leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt 
unberührt. 

§ 6  SEPA-LASTSCHRIFTMANDAT 

1.  Pflichten des Versicherungsnehmers

 Ist zur Einziehung des Beitrags das SEPA-Lastschriftmandat vereinbart worden, 
hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 

2.  Änderung des Zahlungsweges 

 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge 
trotz wiederholtem Einziehungsversuch nicht eingezogen werden können, 
ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform zu 
kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass 
der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und 
zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bear-
beitungsgebühren für einen fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

§ 7  BEITRAG BEI VORZEITIGER VERTRAGSBEENDIGUNG 

1.  Allgemeiner Grundsatz 

a)  Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht dem Versicherer nur 
derjenige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der 
Versicherungsschutz bestanden hat. 

b)  Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 
steht dem Versicherer der Beitrag zu, die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

2.  Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlen-
dem versicherten Interesse 

a)  Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung 
innerhalb von 14 Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu 
erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über 
das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zah-
lenden Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, 
dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. Ist die 
Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für 
das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag 
in Anspruch genommen hat. 

b)  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers be-
endet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der einmalige oder erste Beitrag nicht 
rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu. 

c)  Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers we-
gen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag 
bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

d)  Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrages verpflichtet, 
wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 
oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Un-
ternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse 
in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt 

§ 8  OBLIEGENHEITEN DES VERSICHERUNGSNEHMERS 

1.  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind: 

aa)  die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich 
vereinbarten Sicherheitsvorschriften; 

bb)  die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten. 

b)  Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag 
fristlos kündigen. 

 Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grobfahrlässig verletzt hat.

2.  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

a)  Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

aa)  nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 
zu sorgen; 

bb)  dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis 
erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen; 

cc)  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Um-
stände dies gestatten; 

dd)  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Versi-
cherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln; 

ee)  Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unver-
züglich der Polizei anzuzeigen; wie

-  Einbruchdiebstahl, 

-  Raub,

-  Vandalismus,

-  Trickdiebstahl;

- Identitätsmissbrauch

- Verlust bei Internetein- und verkäufen

ff)  dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der 
abhanden gekommenen Sachen einzureichen; 

gg)  das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schaden-
stelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freige-
geben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) 
und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

hh)  soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf 
Verlangen in Textform – zu erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu 
gestatten;

 ii)  vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaf-
fung ihm billigerweise zugemutet werden kann; 

jj)  für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige 
aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren 
einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbesondere 
abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige Urkunden 
unverzüglich sperren zu lassen;

b)  Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem 
Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu 
erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Um-
ständen möglich ist. 

3.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder Nr. 2 
vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b)  Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer 
jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer 
nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. 
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§ 9  GEFAHRERHÖHUNG 

1.  Begriff der Gefahrerhöhung 

a)  Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wird. 

b)  Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn 
sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor 
Vertragsschluss gefragt hat. 

c)  Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur 
unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten.

 2.  Pflichten des Versicherungsnehmers 

a)  Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

b)  Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

c)  Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unab-
hängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

3.  Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer 

a)  Kündigungsrecht 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), 
kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 
nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen.

b)  Vertragsänderung 

 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahr-
erhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

4.  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach 
Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

5.  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

a)  Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver-
sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b)  Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, 
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig 
verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Ver-
sicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, 
zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

c)  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung 
nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 
Umfang der Leistungspflicht war oder 

bb)  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
erfolgt war oder 

cc)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Ge-
fahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden 
erhöhten Beitrag verlangt. 

§ 10  MEHRERE VERSICHERER 

1.  Anzeigepflicht 

 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versi-
chert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich 

mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und der Versiche-
rungsumfang anzugeben.

2.  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vorsätzlich 
oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B § 8 be-
schriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder 
teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung 
erlangt hat. 

3.  Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 

a)  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-
versicherung vor. 

b)  Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass 
jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Ver-
sicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge 
errechnet wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wären. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der 
Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere 
Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche-
rungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c)  Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Dem 
Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

4.  Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a)  Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-
versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter 
verhältnismäßiger Minderung des Beitrages auf den Teilbetrag herab-
gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. Die 
Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme 
und Anpassung des Beitrages werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b)  Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachver-
sicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem 
Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einverneh-
men der Versicherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Beiträge verlangen. 

§ 11  VERSICHERUNG FÜR FREMDE RECHNUNG 

1.  Rechte aus dem Vertrag 

 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen 
für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht 
auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsschein besitzt. 

2.  Zahlung der Entschädigung 

 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungs-
nehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

3.  Kenntnis und Verhalten 

a)  Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versi-
cherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

b)  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag 
ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war. 
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c)  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

§ 12  AUFWENDUNGSERSATZ 

1.  Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 

a)  Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur 
Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder 
die er auf Weisung des Versicherers macht. 

b)  Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen Auswir-
kungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungser-
satz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten. 

c)  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

d)  Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte 
Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je verein-
barter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

e)  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen 
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

f)  Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder 
anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kostenfrei 
zu erbringen sind. 

2.  Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 

a)  Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Er-
mittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern 
diese den Umständen nach geboten waren. Zieht der Versicherungsnehmer 
einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom 
Versicherer aufgefordert wurde. 

b)  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

§ 13  ÜBERGANG VON ERSATZANSPRÜCHEN 

1.  Übergang von Ersatzansprüchen 

 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten 
zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer 
den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht 
werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2.  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- 
und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs 
auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit 
erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er 
infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

§ 14  KÜNDIGUNG NACH DEM VERSICHERUNGSFALL 

1.  Kündigungsrecht 

 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien 
den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der 
Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 

2.  Kündigung durch Versicherungsnehmer 

 Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 
sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 

3.  Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 15  KEINE LEISTUNGSPFLICHT AUS BESONDEREN GRÜNDEN 

1.  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles 

a)  Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. Ist die Herbeifüh-
rung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in 
der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche 
Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

b)  Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 

2.  Verzicht auf die Leistungskürzung bei grob fahrlässiger Herbeiführung des 
Versicherungsfalles 

 Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles durch den Versi-
cherungsnehmer oder einer seiner Repräsentanten verzichtet der Versicherer 
auf das Recht, die Entschädigungsleistung gemäß § 81 des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) bis zu einem Betrag von 1.000 Euro zu kürzen. Dies gilt 
nicht, wenn gesetzliche oder vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, wie z.B. 
Sicherheitsvorschriften oder die Gefahrstandspflicht grob fahrlässig verletzt 
wurden. Ist der Schaden größer als 1.000 Euro, so ist der Versicherer berech-
tigt, die gesamte Entschädigungsleistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens entspricht. 

3.  Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versiche-
rungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund 
oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges 
oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 
1 als bewiesen. 

§ 16  ANZEIGEN, WILLENSERKLÄRUNGEN,  
ANSCHRIFTENÄNDERUNGEN 

1.  Form 

 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag 
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten 
Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und 
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 

2.  Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer 
dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei 
Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 

3.  Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung 

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung. 

§ 17  VOLLMACHT DES VERSICHERUNGSVERTRETERS 

1.  Erklärungen des Versicherungsnehmers 

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer 
abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 

a)  den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages; 

b)  ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendi-
gung; 

c)  Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und 
während des Versicherungsverhältnisses. 

2.  Erklärungen des Versicherers 

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefer-
tigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer 
zu übermitteln. 

3.  Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versi-
cherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss 
eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung 
dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, 
wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge 
grober Fahrlässigkeit nicht kannte.
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§ 18  REPRÄSENTANTEN 

 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen. 

§ 19  VERJÄHRUNG 

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstan-
den ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und 
der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum 
zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung 
des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

§ 20  ZUSTÄNDIGES GERICHT 

1.  Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das Gericht 
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche 
Versicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch 

bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen 
Gericht geltend machen. 

2.  Klagen gegen Versicherungsnehmer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder 
die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen. 

§ 21  ANZUWENDENDES RECHT

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 22  SANKTIONSKLAUSEL 

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungs-
schutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt an-
wendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der 
Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, 
die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen 
werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften 
entgegenstehen.
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MERKBLATT ZUR DATENVERARBEITUNG

Vorbemerkung:

Versicherungsunternehmen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elek-
tronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse 
korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln.

Information zur Verwendung Ihrer Daten

Wir erheben, verarbeiten und nutzen Ihre Daten vor dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages, soweit dies für die Prüfung und die Einschätzung des zu versichernden 
Risikos erforderlich ist.

Danach nutzen wir Ihre Daten zur Verwaltung oder Abwicklung des Versicherungsver-
trages, insbesondere im Schaden- oder Leistungsfall.

Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklärung

Soweit zu dem oben genannten Zweck von Ihnen Gesundheitsdaten erhoben, ge-
speichert, verarbeiten und genutzt werden müssen, werden wir zuvor von Ihnen eine 
entsprechende Einwilligungserklärung einholen.

Sofern zur Beurteilung eines zu versichernden Risikos oder im Rahmen einer Schaden-
bearbeitung Gesundheitsdaten von Ihnen bei einem Dritten (z.B. bei einem Arzt oder 
einer sonstigen Person, die Sie behandelt hat) erhoben werden müssen, benötigen wir 
von Ihnen eine entsprechende Schweigepflichtentbindungserklärung.

Alternativ zur Abgabe einer Schweigepflichtentbindungserklärung haben Sie die 
Möglichkeit, von uns benötigte Informationen und Unterlagen selbst einzuholen und 
uns zur Verfügung zu stellen.

Code of Conduct

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat unter Beteili-
gung von Vertretern der Mitgliedsunternehmen, der deutschen Datenschutzbehörden 
und der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) den „Code of Conduct“ (Ver-
haltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtschaft) entwickelt.

Die Gesellschaften der Unternehmensgruppe BGV / Badische Versicherungen sind den 
Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtschaft (dem Code of Conduct) beigetreten. Sie haben sich dadurch 
zu deren Einhaltung verpflichtet und richten ihre Datenschutzorganisation nach diesen 
Erfordernissen aus.

Die Verhaltensregeln des Code of Conduct finden Sie auf unserer Internetseite unter:

www.bgv.de/datenschutz

Unter der Rubrik “Datenschutz“ finden Sie weitere Informationen zu unserem Daten-
schutzmanagement sowie die Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten.

Auf Wunsch erhalten Sie einen Ausdruck des Code of Conduct (CoC), eine Liste der 
Gesellschaften unserer Unternehmensgruppe, die an einer zentralen Datenverarbeitung 
teilnehmen, unser Verfahrensverzeichnis sowie eine Liste der Dienstleister, mit denen 
wir zusammenarbeiten.

Recht auf Auskunft zu gespeicherten Daten, Recht auf Berichtigung, Löschen und 
Sperren

Über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten können Sie Auskunft verlangen. Darüber 
hinaus können Sie die Berichtigung Ihrer Daten verlangen, wenn sie unrichtig oder 
unvollständig sind. Sofern wir von Ihnen Daten gespeichert haben, deren Erhebung, 
Speicherung, Verarbeitung oder Nutzung unzulässig oder nicht mehr erforderlich ist, 
können Sie deren Sperrung oder Löschung verlangen.

Widerspruchsmöglichkeit

Ihre Daten werden ohne Ihre ausdrückliche Einwilligung nur zur Werbung für eigene  
Versicherungsprodukte der Gesellschaften der Unternehmensgruppe BGV / Badische 
Versicherungen und deren Kooperationspartner genutzt.

Außerdem nutzen wir diese Daten ggf. zu Zwecken der Markt- und Meinungsforschung.

Dieser Nutzung können Sie ohne Auswirkung auf Ihren Versicherungsvertrag jederzeit 
mit Wirkung für die Zukunft widersprechen.

Hinweis- und Informationssystem (HIS)

Die informa HIS GmbH, Rheinstraße 99 in 76532 Baden-Baden betreibt das Hinweis- und 
Informationssystem der Versicherungswirtschaft (HIS).

Betroffene, deren Daten wir in das HIS einmelden und deren Daten infolge dessen dort 
gespeichert werden, werden von uns darüber informiert.

Sie haben das Recht, von der informa HIS GmbH Auskunft darüber zu verlangen, ob 
und mit welchen Daten Sie im HIS gespeichert sind.

Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie auf der Internetseite der informa HIS 
GmbH unter www.informa-his.de.

Datenaustausch mit anderen Versicherern

Als Antragsteller und Versicherungsnehmer sind Sie verpflichtet, unsere Fragen zu dem 
zu versichernden oder versicherten Risiko, insbesondere zur Risikoeinschätzung und 
im Leistungsfall vollständig und wahrheitsgemäß zu beantworten. Zur Ergänzung oder 
Verifizierung Ihrer Angaben (auch zu versicherten Personen) kann ein Datenaustausch 
mit anderen Versicherern erforderlich werden.

Wenn Sie beispielsweise von einem anderen Kfz-Versicherer zu uns wechseln, ist für 
die Risikoeinschätzung, zur Überprüfung von Schadenfreiheitsrabatten, insbesondere 
die Einstufung in eine Schadenfreiheitsklasse in der Kfz-Haftpflicht- und Vollkaskover-
sicherung die Feststellung der Vorversicherungszeit erforderlich. In unseren AKB ist 
geregelt, dass wir berechtigt sind, beim Vorversicherer Auskünfte zum Schadenverlauf 
einzuholen und das Ergebnis der Anfrage zu speichern.

Datenübermittlung an Rückversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Aus-
gleich der von ihm übernommenen  Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen 
einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer 
benötigen ebenfalls versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungs-
nummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlages 
sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei Risiko- und 
Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen Daten und 
Unterlagen zur Verfügung gestellt.

In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen 
sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

Weitere Auskünfte zum Datenschutz

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an 
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein 
etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der 
beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.

BGV / Badische Versicherungen 
Durlacher Allee 56 
76131 Karlsruhe 
Tel.: 0721 660 - 0 
Fax:  0721 660 - 16 88 
E-Mail:  datenschutzbeauftragter@bgv.de 
Internet:  www.bgv.de/datenschutz
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